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Staat und Recht. 
Zum Problem der soziologischen oder juristischen Erkenntnis 
des Staates !). 


Von 
Hans Kelsen. 

Daß Staat und Recht zwei verschiedene Wesenheiten seien, kann 
als die herrschende Lehrmeinung aller mit diesen Gegenständen be 
faßten Wissenschaften angesehen werden. Wie sehr auch die An- 
schauungen über die Natur der beiden Erkenntnisobjekte und ihre 
gegenseitigen Beziehungen im einzelnen auseinandergehen mögen, im 
großen und ganzen schwanken die verschiedenen heute maßgebenden 
Theorien doch um einen gemeinsamen festen Kern, der sich etwa 
dahin formulieren läßt, daß der Staat, als ein Verband von 
Menschen, unter die Kategorie der Gesellschaft fällt, und, da 
man die Gesellschaft als einen spezifischen Kausalzusammenhang 
ebenso wie die Natur oder als Stück der Natur begreift, von irgend- 
einer psychischen oder auch physischen Realität, im Sinne einer 
natürlichen Realität, ist, während das Recht als ein Inbegriff von 
Normen, d. h. von Soll-Sätzen, den Charakter einer gewissen 
Idealität, sei es auch — als positives Recht — nur einer relativen 
Idealität, behauptet. 

Stellt man Staat und Recht in den Gegensatz von: Sein und 
Sollen ein, der ein Gegensatz der Betrachtungsrichtungen, ein Geger- 
satz der Erkenntnismethoden und sohin der Erkenntnisgegenstäst 
ist, so ist es nur konsequent, wenn man — wie dies auch geschieht — 
eine soziologisch, und zwar kausalwissenschaftlich orientierte Staats- 
lehre von einer — wenn der Pleonasmus gestattet ist — juristisch, 
d.h. normativ orientierten Rechtslehre prinzipiell unterscheidet. 
Die eine fragt, wie sich die Menschen tatsächlich verhalten und 
welche Ursachen ihr Verhalten bestimmen, nach welchen Natur- 
gesetzen es sich regelt — und glaubt dabei, sich des spezifischen 
Gegenstandes „Staat‘“ bemächtigen zu können. Die andere fragt, 
wie sich die Menschen verhalten sollen, und zwar von Rechts 
begr 2, das meine c Be re und der juristische Staats- 
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wegen, von positiven Rechts wegen verhalten sollen, aus welchem 
Grund sie sich so und nicht anders verhalten sollen, gelangt so von 
besonderen zu immer allgemeineren Rechtsgesetzen und damit zur 
Bestimmung ihres spezifischen Gegenstandes, des Rechtes, als eines 
von dem Kausalzusammenhang der Natur (oder naturhafter Gesell- 

schaft) verschiedenen, eigengesetzlichen Systemzusammenhanges. 
Diese aus der soeben charakterisierten Annahme eines Wesens- 
unterschiedes zwischen Staat und Recht als zweier verschiedener 
Gegenstände sich notwendig ergebende Scheidung einer (soziologi- 
schen) Staatslehre und einer (juristischen) Rechtslehre wird 
aber dadurch widerspruchsvoll wieder aufgehoben, daß man den 
Staat — und zwar als denselben Gegenstand, für den man, weil er 
vom KRechtswesen verschieden sei, eine von der Rechtslehre ver- 
schiedene kausalwissenschaftlich orientierte Staatslehre konstituieren 
zu müssen glaubt — doch auch als Gegenstand der normativ orien- 
tierten, d.h. auf Rechtsnormen gerichteten Rechtslehre gelten läßt. 
Zu der Staatssoziologie, der kausalwissenschaftlich erkennen- 
den Soziallehre vom Staat, tritt die normative Staatsrechts- 
lehre. Ja, näherem Zusehen kann nicht verborgen bleiben, daß diese 
Staatsrechtslehre, die sich mit der Staatssoziologie zu einer methodo- 
logisch höchst fragwürdigen Wissenschaft der allgemeinen Staatslehre 
verbindet, der weitaus bedeutendste, jedenfalls der gehaltvollste Be- 
standteil dieser Disziplin ist, die die Einheit ihres Gegenstandes 
durch die bewußt postulierte Zweiheit ihrer Methoden, die grund- 
sätzliche Verschiedenheit der Blickrichtung und Fragestellung — und 
damit sich selbst — aufhebt. Da Gegenstand einer Rechtslehre nur 
Recht sein kann, müßte der Staat Recht sein, um zum Gegenstand 
einer Rechtslehre gemacht werden zu können. Ob der Staat dann 
die Rechtsordnung als Ganzes oder nur eine Teilrechtsordnung ist, 
kommt hier weiter nicht in Frage. Von jenem Gegensatz zwischen 
Staat und Recht, der die heutige Theorie beherrscht, kann jedenfalls 
keine Rede sein. Auch dann nicht, wenn man sich etwa hinter die 
Formel zuürckziehen wollte, die Staatsrechtslehre behandle diejenigen 
Rechtsnormen, die den Staat zum Inhalt haben, die Einrichtung des 
Staates, das Verhalten des Staates regeln, so wie etwa die Privat- 
rechtslehre die Rechtsnormen zum Gegenstand hat, die das Ver- 
halten der Einzelmenschen regeln, ohne daß dadurch der Mensch als 
Objekt der kausalwissenschaftlichen Biologie oder Psychologie in 
Frage gestellt würde. Ganz abgesehen davon, daß dann eine Er- 
gänzung der Staatsrechtslehre durch eine Staatssoziologie nicht 
sinnvoller wäre als eine Verbindung der Privatrechtslehre mit der 
Biologie und Psychologie des Menschen zu einer einheitlichen Wissen- 
2” 
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schaft, darf nicht übersehen werden, daß es nicht der durch Biologie 
und Psychologie konstituierte ‚‚Mensch‘ ist, dessen Funktionen den 
Inhalt der Rechtssätze — als der rechtswissenschaftlichen Urteile — 
bilden. Wenn schon die traditionelle Jurisprudenz sıch bewußt ist, 
daß es nicht der ‚Mensch‘, sondern die ‚Person‘ ist, die im Blick- 
feld juristischer Betrachtung liegt, so kommt darin eben die Er- 
kenntnis zum Ausdruck, daß der biologisch-psychologische „Mensch“ 
und der juristische ‚Mensch‘, die Person, verschiedene Einheiten 
sind, deren Verschiedenheit nur durch eine Äquivokation verdunkelt 
wird. Nur als einer spezifischen, juristischen Person könnte das 
Verhalten des Staates Inhalt der Rechtsnormen sein. Und da sich 
die juristische Person (die sogenannte „physische“ Person ist nur 
ein Spezialfall der ‚juristischen‘, juristisch gibt es nur ‚juristische‘ 
Personen!) nur als Personifikation von Rechtsnormenkomplexen dar- 
stellt, läuft auch die letzterwähnte Formel darauf hinaus, daß der 
Staat als Gegenstand der Rechtswissenschaft entweder die Kechts- 
ordnung als Ganzes oder eine Teilrechtsordnung sein müsse. 

Indes liegt in der Vorstellung, das Verhalten des Staates könne 
ebenso zum Gegenstand von Rechtsnormen gemacht werden wie 
jenes des Menschen, die stillschweigende Annahme, daß der Staat 
eine Art Mensch sei, d. h. die gleiche natürliche Realität habe wie 
das Objekt der Bio- und Psychologie. Diese Anschauung, die von der 
modernen biologisch und vor allem psychologisch orientierten Sozio- 
logie übernommen wurde, gilt es nun in den entscheidenden Punkten 
kritisch zu prüfen. 

Daß der Staat eine natürliche Realität sei, versucht man in der 
Weise zu begründen, daß man die Einheit der Elemente, die der 
Staat darstellt, als einen Fall der Wechselwirkung, und zwar 
psychischer Wechselwirkung, begreiflich machen will. Eine Vielheit 
von Menschen sind dann eine Einheit, wenn diese Menschen mit- 
einander in seelischer Wechselwirkung stehen, d. h. wenn die Seele 
des einen auf die des anderen Wirkung ausübt und von ihr Wirkung 
empfängt. Es ist klar, daß in einem solchen Zusammenhange nicht 
nur alle Menschen untereinander, sondern — sofern man von dem 
spezifisch Psychischen absieht — überhaupt: alles mit allem steht, 
weil dieses Prinzip der Wechselwirkung der synthetische Grundsatz 
ist, nach dem die Welt naturwissenschaftlich als Einheit begriffen 
werden kann. Wenn der Staat unter den durch psychische Wechsd- 
wirkung zur Einheit verbundenen Objekten besonders charakterisiert 
werden soll, muß zum Moment der Wechselwirkung noch eines hinzu- 
treten. Dem trägt man dadurch Rechnung, daß man die Behauptung 
wagt: Es gibt verschiedene Grade von psychischer Wechselwirkung 
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und dementsprechend verschieden feste soziale Verbindungen von 
Menschen. Der Staat ist jene Art der psychischen Wechselwirkung, 
bei der die Elemente — das sind die Bürger des Staates — auf das 
intensivste in seelischer Wechselwirkung stehen, der Staat stellt den 
stärksten Grad der Wechselwirkung dar. Dahingestellt sei, was man 
sich eigentlich unter Graden der Wechselwirkung vorzustellen habe. 
Festgestellt sei bloß, daß eine derartige psychologische, oder wenn 
man will: sozialpsychologische Bestimmung des Staates mit offen- 
kundigen Tatsachen in Widerspruch steht. Die einen und denselben 
Staat bildenden, zu einem und demselben Staat gehörigen Menschen 
müssen untereinander durchaus nicht notwendig und immer in 
dem Verhältnis intensivster Wechselwirkung, d. h. in einem engeren 
Wechseltausch ihrer seelischen Energien stehen als mit irgend- 
welchen nicht zum Staate gehörigen Individuen. Die Zugehörigkeit 
zu einer — mit der staatlichen Gemeinschaft nicht zusammen- 
fallenden — Nations-, Religions-, Klassen- oder auch nur Welt- 
anschauungsgemeinschaft schafft in der Regel eine viel engere 
seelische Bindung, ohne daß damit aber die Einheit des Staates in 
Frage gestellt wäre. Für eine auf die reale, seelische Wechselwirkung 
gerichtete Betrachtung erscheinen die zu einem und demselben Staat 
gehörigen Menschen eher als in zahlreiche Gruppen getrennt und 
mit Menschen anderer Staaten zu den verschiedensten Einheiten 
verbunden. Wenn man trotzdem eine Staatseinheit annimmt, so 
geschieht dies offenbar auf Grund eines ganz anderen Kriteriums als 
dem der realpsychischen Wechselwirkung. Es ist zweifellos ein 
juristisches. Denn die ganze soziologische Problemstellung geht 
nur dahin, ob die juristisch zu einem Staat gehörigen Menschen 
— und daß dies die maßgebende Einheit ist, wird stillschweigend 
vorausgesetzt — auch in jener Wechselwirkungsbeziehung stehen, 
kraft deren der Staat dann auch als eine real-psychische, sozio- 
logische Einheit angesehen werden müßte. Schon diese Problemlage 
verrät deutlich die Tendenz zur Fiktion, d. h. als Sein zu behaupten, 
was nur als Sollen begründet werden kann. — 

Eine Theorie der Wechselwirkung ist aber schon darum nicht 
geeignet, das Wesen der als „Staat‘‘ bezeichneten sozialen Einheit 
zu erhellen, weil das Wesen aller sozialen Einheit die ‚Verbindung‘ 
ist, ‚Wechselwirkung‘ aber überhaupt nur soweit in Betracht kommen 
könnte, als durch sie „Verbindung“ gestiftet wird. Zweifellos sind 
aber unter der Kategorie der Wechselwirkung auch solche Beziehungen 
zu erfassen, die sich soziologisch nicht als Verbindung, sondern als 
„Irennung‘‘ darstellen, wie Haß, Konkurrenz, Kampf usw. Stellt 
man aber auf das Problem der ‚Verbindung‘ ab, dann ist der 
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Doppelsinn dieses Terminus wohl zu beachten. Psychologisch 
bedeutet, daß zwei Menschen miteinander verbunden sind, den 
bildhaften Ausdruck für die Tatsache, daß die Vorstellung des einen 
in der Seele des anderen in bestimmter Weise affektbetont ist. Und 
jener Affekt, bei dessen Vorhandensein man von einer „Verbindung“ 
zwischen zwei Individuen spricht, verläuft durchaus innerhalb der 
Einzelseele, hat somit streng intraindividuellen Charakter. Alle 
Psychologie ist eben — weil es nur Einzelseelen gibt — Individual- 
psychologie. Psychologisch kann daher ‚Verbindung‘ niemals 
jene supraindividuelle Synthese bedeuten, die das Wesen aller 
sozialen Gebilde, insbesondere aber des Staates, ausmacht. In dieser 
— von aller Sozialtheorie offenbar intendierten — Bedeutung tritt 
jene „Verbindung“ auf, die durch eine Norm oder ein System 
von Normen konstituiert wird, und die in demselben Sinne, 
in dem sie eine WVielheit von menschlichen Verhaltungen zu 
einem höheren Ganzen, dem System der Gemeinschaft, verbindet, 
die Individuen ‚verbindet‘, sofern sie sie verpflichtet; und in 
eben diesem Sinne steht die Gemeinschaft als das System der die 
menschlichen Verhaltungen beinhaltenden Normen, als Ordnung. 
über den Individuen, d. h. sie ist eine überindividuelle Wesenheit, 
deren spezifische Existenzsphäre nicht der Bereich psychischer und 
daher individual-psychischer Realität, sondern normativer und nur 
in diesem Sinne überindividueller Idealität ist. Und in ebendiesem 
Sinne besteht zwischen ‚Verband‘ und „Norm“ oder ‚Ordnung‘ 
‚kein Unterschied, sondern der Verband ist die Ordnung. 

Man meint im Bereiche des Psychologischen zu verbleiben und 
dabei dennoch das Überindividuelle zu erfassen, wenn man — als 
eine Form der gesellschaftlichen Verbindung, als eine reale soziale 
Einheit — eine Mehrheit von Individuen als Gemeinschaft dann er- 
klärt, wenn irgendeine inhaltliche Übereinstimmung ihres Wollens, 
Fühlens oder Denkens angenommen werden muß. Man könnte hier 
von einer Parallelität der psychischen Prozesse sprechen, 
und eine solche liegt immer vor, wenn von einem „Gesamtwillen‘, 
einern „„Gemeingefühl", einem Gesamt- oder Gemeinbewußtsein oder 
-interesse die Rede ist. Gerade den Staat pflegt man auf solche Weise 
als sozial-psychologische Realität zu charakterisieren, und zwar ist 
es speziell ein ‚‚Gesamt wille‘‘, als der sich der Staat als ein von den 
Willen und Persönlichkeiten der ihn Bildenden verschiedenes, über 
diesen ihm untergeordneten Individuen stehendes Wesen darstellen 
soll. Doch liegt auch hier offenbar eine Fiktion vor. Hinsichtlich 
welches Willensinhalts sollten wohl alle zu ein und demselben Staate 
gehörigen Menschen übereinstimmen? Solche Übereinstimmungen 
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dürften nur für verhältnismäßig kleine Gruppen und nur in sehr 
schwankendem Umfang konstatierbar sein. Für eine realpsycholo- 
gische Untersuchung könnten aber, als einen Gesamtwillen konsti- 
tuierend, nur jene Menschen in Betracht kommen, die während der 
Zeit, für die das Phänomen des Gesamtwillens behauptet wird, tat- 
sächlich und aktuell die inhaltlich gleichgerichtete Wollung auf- 
weisen. Es kann sıch dabei nur um Erscheinungen handeln, deren 
sehr ephemerer, stetig intermittierender und auch hinsichtlich des 
Umfanges wellenartig schwankender Charakter zu der Konstanz und 
dem festen Umfang der dem Staat spezifischen Existenz in auf- 
fallendem Gegensatz steht. Dazu kommt, daß dasjenige, was man 
„Gesamtwillen‘‘ nennt, nur der abbrevierende Ausdruck für die 
Übereinstimmung im Inhalt einer Mehrheit von Individualwillen und 
durchaus nicht ein von diesen Individualwillen verschiedener über- 
individueller Wille ist. Die gegenteilige Behauptung — zu der die 
soziologische wie juristische Theorie stark hinneigt — ist die fehler- 
hafte Hypostasierung einer gedanklichen Abstraktion, und von der 
gleichen Art wie die unzulässige Annahme einer Massenseele, die auf 
dem Trugschluß beruht: Weil sich die Individuen in der Masse, d.h. 
unter der Bedingung gegenseitiger Einwirkung, anders verhalten als 
im isolierten Zustand, muß „Träger‘‘ dieses andersartigen und gleich- 
gerichteten Verhaltens der Individuen in der Masse die Masse selbst 
oder die ‚Massenseele‘‘, und diese Massenseele eine von den Seelen 
der Einzelindividuen verschiedene Seele sein. Aus einer Bedingung 
spezifischen Verhaltens der Individuen wird ein selbständiges Ding, 
aus einer spezifischen Funktion eine Substanz gemacht. Wenn der 
Staat speziell als ein über den Individualwillen stehender Gesamt- 
wille angesprochen wird, so wird er damit in einem geläufigen Bilde 
— nach dem das Sollen der Norm als ein von dem subjektiv-psychi- 
schen Akt losgelöstes Wollen, als ein objektivierter Wille gleichsam, 
vorgestellt wird — als ein System von Normen gedacht, die eine 
Vielheit von menschlichen Verhaltungen zum Inhalt haben und so 
zur Einheit — zur Einheit eines konstanten und in seinem Geltungs- 
umfang festumgrenzten Systems von Sollsätzen — bringen. U 
den Individualwillen steht aber der von diesen wahrlich wesens- 
verschiedene „Wille“ der staatlichen Ordnung, sofern durch das 
räumliche Bild von ‚Über‘ und ‚Unter‘ das durch die Norm Ver- 
pflichtet- oder Verbundensein zum Ausdruck kommt. 

Neben dem Typus der Parallelität der psychischen Pro- 
zesse versucht man auch jenen der psychischen Motivation 
zur Begründung der soziologischen Realität der Staates heranzu- 
ziehen. Der Staat sei ein Herrschaftsverhältnis, d. h. ein Verhältnis, 
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in dem der Wille des einen zum Motiv für das Verhalten des anderen 
wird, auf das der erstere Wille gerichtet ist; oder ein — irgendwie 
qualifizierter — Herrscher selbst, dessen Willen die ihm untertanen 
(und doch zugleich ihn bildenden?) Individuen bindet, das heißt 
motiviert. Für eine Wirklichkeitsbetrachtung gibt es nur eine Viel- 
heit von ‚solchen Motivationsverhältnissen, und die Einheit des 
Herrschenden ist realiter ebensowenig gegeben wie die der Be- 
herrschten. Nimmt man diese Einheit für den Staat an, setzt man 
eben voraus, was psychologisch erst untersucht und bewiesen werden 
müßte, wobei die vorausgesetzte Einheit des Staates offenbar außer- 
psychologischen und, wie sich stets zeigen läßt, juristischen Cha- 
raktersist. Das tritt besonders deutlich in der Vorstellung des Staates 
als eines machtvollen Herrschers hervor. Hier wird an Stelle der 
die Einheit in der Vielheit allein begründenden, weil ausnahmslosen 
Geltung der staatlichen Ordnung die keineswegs ausnahmslose, 
ephernere und intermittierende Wirksamkeit der Vorstellung dieser 
Ordnung in den: Individuen geschoben und diese Wirksamkeit als 
eine Art „Kraft“ anthropomorph als Herrscher oder Herrscher- 
macht hypostasiert. 

Nimmt man die— eigentlich nur der Veranschaulichung dienende— 
Metapher, mit der der Staat als „Wille“ bezeichnet wird, wörtlich, 
d. h. im Sinn einer spezifischen, außerhalb der Sphäre des Individual- 
psychischen liegenden, somit sozialpsychischen Realität, dann. muß 
man — wohl oder übel — neben dem ‚Wollen‘ auch ein Fühlen 
und Denken des Staates annehmen. Denn die nach dem Ebenbilde 
der Individualseele geschaffene Kollektivseele wird wohl nicht gut 
als ein nur mit Willensfähigkeit ausgestattetes Fragment bestehen 
bleiben können. Wie jede Seele aber, muß man dann wohl auch 
die Staatsseele in einem Körper wohnen lassen, zumal ja die zu einer 
Staatsseele auf mystische Weise integrierten Individualseelen nicht 
ohne ihre Körper „zum Staate gehören‘, „den Staat bilden‘. Der 
Staat als beseelter Körper oder umkörperte Seele, nach Art anderer 
beseelter Organismen: das ist das Ergebnis der organischen 
Staatstheorie, das ist die zur Mythologie gewordene Hyposta- 
sierung. Die Sozialpsychologie wird zur Sozialbiologie. Natürlich 
kann der Weg, der zu solchem grotesken Resultat führt, auch der 
umgekehrte sein. Statt zu einer Staatsseele einen Staatskörper 
hinzuzufingieren, kann man auch von der Vorstellung ausgehend, daß 
die mit dem Boden mehr oder weniger verwachsenen, d.h. relativ 
seßhaften Menschen einen lebenden Körper bilden, diesem Körper 
eine Seele hinzufügen zu müssen glauben. Allein wie immer man 
solche Entgleisungen der Örganismustheorie — die nichts anderes als 
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eine mißverstandene Metapher ist — beurteilen mag, gegenüber der 
durchschnittlichen Lehrmeinung, die an der realpsychischen Natur 
des „Staatswillens'‘ festhält und auch nicht den geringsten Versuch 
macht, das Wesen der von ihr angenommenen Staats-,‚Örgane" 
juristisch zu bestimmen, dabei dennoch aber vor der Annahme des 
Staates als eines Organismus, der in einer Reihe mit den biologischen 
Organismen steht, zurückschreckt, hat sie zweifellos den Vorzug der 
Konsequenz. 

Zur Annahme einer Staatsseele (oder eines bloßen Staatswillens), 
die zur weiteren Annahme eines Staatskörpers zwingt, wird man wohl 
dadurch verleitet, daß alle jene Tatsachen, Akte, Vorgänge usw., 
deren Inbegriff oder Einheit man als ‚Staat‘ bezeichnet, wie alle 
sozialen Tatsachen, offenbar in menschlichen Seelen ihren Sitz haben. 
Die Erlassung eines Gesetzes oder Urteilsbefehles, seine Aufnahme 
und Befolgung, sind zweifellos seelische Prozesse, die sich in körper- 
liche Handlungen umsetzen. Indes kommt es für eine auf das Wesen 
des Staates gerichtete Betrachtung nicht auf die in der Welt des 
natürlichen Seins und sohin nach kausaler Gesetzlichkeit ablaufenden 
seelisch-körperlichen Prozesse, sondern auf den geistigen In- 
halt an, den diese Prozesse ‚tragen‘. So wie das Denken mathema- 
tischer oder logischer Gesetze ein psychischer Akt, darum aber der 
Gegenstand der Mathematik oder Logik — das Gedachte — keın 
Psychisches, keine mathematische oder logische ‚Seele‘, sondern 
ein spezifischer geistiger Sachgehalt ist, weil die Mathematik 
und Logik von dem psychologischen Faktum des Denkens solchen 
Inhaltes abstrahiert, so ist der Staat, als Gegenstand einer spezifi- 
schen, von der Psychologie verschiedenen Betrachtung, ein spezi- 
fischer geistiger Gehalt, nicht aber das Faktum des Denkens und 
Wollens solchen Inhaltes, ist er eine ideelle Ordnung, ein spezifisches 
Normensystem, nicht aber das Denken und Wollen dieser Normen. 
Des Eigensinns, der Eigengesetzlichkeit jenes besonderen Gegen- 
standes, den wir „Staat‘‘ nennen und zum Objekt einer eigenen 
Wissenschaft gemacht haben, können wir uns nicht bemächtigen, 
wenn wir unsere Betrachtung auf irgendwelche seelische Prozesse 
des Denkens und Wollens, sondern nur, wenn wir unsere Erkenntnis 
auf ein spezifisch Gedachtes und Gewolltes richten, für das die see- 
lischen Akte des Denkens und Wollens gleichsam eine conditio sine 
qua non, nicht aber die conditio per quam sind. Nicht im Reiche 
der Natur — der physisch-psychischen Beziehungen —, sondern 
im Reiche des Geistes steht der Staat. 

Das Spezifische dieses als Staat bezeichneten geistigen Gehaltes 
ist aber, daß er ein System von Normen ist. Überwindet man die 
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Vorstellung, daß der Staat ein starres Ding sei, erkennt man ihn 
als ein System von Beziehungen, dann zeigt sich, daß 
diese Beziehungen, da es nicht die physisch-psychischen Kausal- 
beziehungen sind, kaum andere als Normbeziehungen, durch Normen, 
in Normen gesetzte Beziehungen sein können. Und dieser normative 
Charakter des Staates drückt sich — unbewußt und unwillkürlich — 
gerade in der Darstellung solcher Autoren aus, die den Staat als 
kausalgesetzlich determinierte Realität zu charakterisieren glauben, 
Die Eigenschaften, die sie von ihm aussagen und aussagen müssen, 
wollen sie nur einigermaßen der Vorstellung entsprechen, die man 
allgemein und speziell in der Staatslehre mit dem Staate ver- 
bindet, sind nur als Eigenschaften eines Normensystems möglich. 
So die immer wiederkehrende und in den verschiedensten Wendungen 
auftretende Behauptung seiner objektiven, d. h. von der sub- 
jektiven Willkür der den Staat bildenden Menschen unabhängigen 
Existenz, die völlig unmöglich wäre, wenn der Staat, der Staatswille 
oder die Staatsseele sich nur als Summation subjektiverWillen- 
akte darstellen würde. Denn durch keine noch. so intensive Ver- 
bindung von subjektiven Elementen kann ein objektives entstehen. 
Die Objektivität der staatlichen Existenz stellt sich aber zwanglos 
als die objektive Geltung der die staatliche Ordnung bildenden 
Normen dar, eine Geltung, die darum ‚objektiv‘ ist, weil sie, wie 
jede echte Normgeltung, von dem subjektiven Wünschen und Wollen 
derjenigen unabhängig ist, für die die Norm Geltung beansprucht. 
Vor allem aber die ausnahmslose Annahme, daß der Staat seinem 
Wesen nach ‚über‘ den ihn bildenden Individuen stehe, daß er sie 
autoritativ verpflichte, daß vom Staat alle Verbindlichkeit ausgehe. 
Dabei ist es durchaus nicht etwa bloß das Faktum, daB Menschen 
den Staat für eine Autorität halten, das von den Staatssoziologen 
konstatiert wird; sie begnügen sich nicht mit der Feststellung, daß 
Menschen von irgendwelchen, eine Autorität zum Inhalte habenden 
Vorstellungen motiviert werden, sondern sie machen den Inhalt 
dieser Vorstellung zu ihrem Gegenstand, indem sie den Staat wesent- 
lıch als verpflichtende Autorität charakterisieren. Damit statten sie 
ihn aber mit einem Wert element aus, das in einer kausalwissen- 
schaftlich orientierten Sozialpsychologie oder Soziologie keinen Platz 
finden kann. Der Staat als verpflichtende Autorität — und anders 
kann sein Wesen nicht ausgedrückt werden — ist aber ein Wert 
oder — sofern der satzmäßige Ausdruck des Wertes eingesetzt 
wird — eine Norm, bzw. ein System von Normen und als soldims. 
wesensverschieden von der wertindifferenten, psychisch-realen Tat- Y 
sache des Vorstellens oder Wollens einer Norm. 
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Besonders deutlich aber zeigt sich der normative Charakter des 
Staates als einer überindividuellen Einheit in dem Gegensatz, den 
alle, auch die den Staat als soziale Realität charakterisierenden 
Autoren, wie zwischen Gemeinschaft und Individuum im all- 
gemeinen, so insbesondere auch zwischen Staat und Einzel- 
mensch annehmen. Stünde der Staat als kausalgesetzlich deter- 
minierte Realität mit dem Einzelmenschen in der gleichen Ebene 
des Seins, dann könnte für eine nach dieser Richtung eingestellte 
Betrachtung ein Gegensatz, jener spezifische Gegensatz, und da- 
mit ein Problem, jenes spezifische Problem, gar nicht bestehen. 
Nur die kausale Abhängigkeit des einen vom anderen käme in Frage 
und deren Beantwortung müßte sich mit der trivialen Feststellung 
begnügen, daß der Staat — als jene Übermacht, für den man ihn 
bei solcher Einstellung ausgibt — das Individuum kausal deter- 
miniert. Die billige Weisheit dieses Standpunktes drückt sich meist 
in dem Satze aus, daß Recht nur Macht sei, womit. freilich das 
Problem, das ın dem Gedanken des Gegensatzes von Recht und 
Macht steckt, ignoriert und von einem bloß auf die Kausalität des 
Natur-Seins gerichteten Standpunkt aus bestätigt wird, daß die 
Ursache ihre Wirkung hat. Ein Gegensatz zwischen Individuum 
und Staat kann hier nur gegeben sein, sofern der Staat als 
Norm vorausgesetzt wird, deren Sollen mit dem Sein des indivi- 
duellen Wollens und Handelns in Konflikt, in jenen tragischen Kon- 
flikt gerät, der das Kernproblem aller sozialen Theorie und Praxis 
ist. Sofern es sich in der Antinomie darstellt, daß das Individuum 
einerseits nur Teil eines Ganzen, des Staates, andererseits aber 
doch selbst Ganzes sei, verliert diese Antinomie den Charakter eines 
logischen Widerspruchs, indem das Individuum, richtiger die in- 
dividuellen Wollungen und Handlungen nur als Inhalt der die staat- 
liche Ordnung bildenden Normen, des Sollens also, integrierende 
Bestandteile eines System-Ganzen sind, während der zum Ganzen 
des Staates in Widerspruch geratende Akt des tatsächlichen in- 
dividuellen Wollens und Handelns in der Seinsebene verläuft. Die 
Sätze: a soll b sein, und: a ist nicht b, bilden aber keinen logischen 
Widerspruch, sondern einen logischen Dualismus. Den Dualismus 
zweier voneinander unabhängiger Systeme, sei es des Systems des 
Sollens und des Seins, sei es des Systems der staatlichen Ordnung 
und desjenigen anderer eventuell ethisch-politischer Postulate, als 
welches gleichfalls das Individuum zum Staat in Gegensatz tritt. 
Im letzteren Falle liegt dann der Dualismus der positiven Rechts- 
ordnung des Staates und eines individuellen Naturrechts vor. 

Ist erkannt, daß die Fxistenzsphäre des Staates normative 
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Geltung und nicht kausale Wirksamkeit, daß jene spezifische Ein- 
heit, die wir in den Begriff des Staates setzen, nicht in der Welt 
der Naturwirklichkeit, sondern in jener der Normen oder des Wertes 
liegt, daß der Staat seinem Wesen nach ein System von Normen 
oder der Ausdruck für die Einheit eines solchen Systems ist, dann 
ist damit die Erkenntnis, daß der Staat als Ordnung nur die Rechts- 
ordnung oder der Ausdruck ihrer Einheit sein kann, eigentlich schon 
erreicht. Daß der Staat in einer Wesensbeziehung zur Rechtsordnung 
stehe, wird allgemein anerkannt. Daß diese Beziehung aber nicht 
Identität bedeute, wird nur darum angenommen, weil man den Staat 
nicht selbst als Ordnung erkennt. Tut man dies, dann bedeutet die 
Ablehnung der Identität den Dualismus zweier Normsysteme, von 
denen das eine die positive Rechtsordnung ist, das andere aber 
nur einen Komplex ethisch-politischer Normen bedeuten könnte. 50 
häufig die Aufrechterhaltung des Dualismus von Staat und Rerht 
von der uneingestandenen Voraussetzung einer solchen Annahme 
abhängen mag, so unvereinbar ist diese wegen ihres radikal natur- 
rechtlichen Charakters, (in dem ‚Staat‘ genannten Normensystem 
tritt ein Naturrecht gegen die positive Rechtsordnung auf) mit den 
Grundsätzen des Positivismus, den auch jene anerkennen, die Staat 
und Recht als verschiedene Wesenheiten gelten lassen wollen. Ist 
der Staat ein Normensystem, kann er nur die positive Rechtsordnung 
sein, weil neben dieser die Geltung einer anderen Ordnung aus- 
geschlossen sein muß. Wäre der Staat ein anderes als das System 
der positiven Rechtsnormen, dann kann von ein und demselben 
Standpunkte innerhalb ein und derselben Erkenntnissphäre Staat 
und Recht ebensowenig als nebeneinander oder miteinander existierend 
behauptet werden, wie der Jurist die Geltung der Moral, der Moralist 
die Geltung des positiven Rechtes behaupten kann. Mag immerhin 
das vieldeutige Wort ‚„Staat‘‘ auch einen ethisch-politischen Sinn an- 
nehmen: in irgendeiner Beziehung zum positiven Recht kann dieser 
Staat nicht stehen. Gerade diese Beziehung zum positiven Recht ist 
aber eine der wenigen, ganz unbestrittenen Positionen der Staatslehre. 

Wenn die herrschende Staatslehre den Staat als „Zwangs- 
apparat‘, die traditionelle Rechtslehre das Recht als Zwangsordnung 
charakterisiert, so zeigt sich auch darin, daß beide im Grunde ge- 
nommen denselben Gegenstand meinen, denn der Zwangsapparat 
ist ja nur ein Bild für die Zwangs, ‚ordnung‘. Allerdings meint 
man, wenn man von dem zum Wesen des Staates gehörigen ‚Zwang‘ 
spricht, mitunter nicht jene spezifischen Inhalte der Rechtsnormen: 
Strafe, Exekution, durch die man das Recht von anderen Normen 
zu differenzieren sucht. Nicht der Zwang als Inhalt der Norm — so 
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wie er sich dem auf die Geltung der Rechtssätze gerichteten Blick 
der Juristen bietet —, sondern der faktische psychische Zwang, 
der in der Wirksamkeit gewisser Normvorstellungen liegt, eine 
Motivationsregel, die das tatsächliche Verhalten der Menschen be- 
stimmt, eine reale Macht also ist es, an die man denkt, wenn man 
den Staat als Zwangsanstalt kennzeichnet. Allein diese ‚reale 
Macht‘ kann und muß man ebenso, ja im Grunde nur vom Recht 
aussagen; es ist die Wirksamkeit der Rechtsordnung, die 
man damit meint, die Wirksamkeit der Rechtsnormvorstellungen. 
Diese Wirksamkeit als Macht mit ‚Staat‘ zu bezeichnen und 
neben das Recht als Norm zu stellen, ist unzulässig, weil damit 
vorgetäuscht wird, als ob beide Wesenheiten in der gleichen Ekistenz- 
sphäre stünden, wodurch das Scheinproblem ihres gegenseitigen 
Verhältnisses geschaffen wird; abgesehen davon, daß man ebensogut 
wie man den Staat als Macht dem Recht als Norm, den Staat als 
Norm (Staatsordnung) dem Recht als Macht (Rechtsmacht) gegen- 
überstellen kann. Die landläufige Vorstellung, daß der Staat als 
Macht ‚‚hinter‘‘ dem Rechte stehe (damit dieses verwirklicht werde), 
daß der Staat als Macht das Recht ‚‚trage”, ‚erzeuge”, ‚„‚garantiere‘ 
usw., ist nur eine den Erkenntnisgegenstand verdoppelnde Hyposta- 
sierung, die in sich zusammenfällt, sobald man erkannt hat, daß die . 
sogenannte Macht des Staates nur die Macht des Rechtes — freilich 
nicht eines idealen Naturrechtes, sondern nur des positiven Rechtes 
ist. Denn da es sich um menschliches Verhalten handelt, die Ursachen 
von Handlungen und Unterlassungen ın Frage stehen, kann die 
solches bewirkende ‚Kraft‘ oder ‚Macht‘ nur psychischer Art, nur 
Motivation sein. Mögen die Normen staatlicher Ordnung immerhin 
Nachteilsandrohung enthalten, mögen die Menschen den Inhalt 
zwanganordnender Normen in ihre Vorstellungen aufnehmen und 
mögen diese Vorstellungen immerhin nur wegen dieses ihres Inhaltes 
motivierende Kraft haben: psychologische Analyse kann die Macht 
des Staates immer nur als die Motivation von normbeinhaltenden 
Vorstellungen aufzeigen. Diese Norm aber ist das Recht, kann nur 
das positive Recht sein. Gerade in der Wirksamkeit der diese Norm 
als Inhalt tragenden Vorstellung erblickt die herrschende Lehre die 
„‚Positivität‘‘ dieser Norm, die Positivität des Rechtes. Ist die Macht 
des Staates, der Staat als Macht nur die Positivität des Rechtes, dann 
zeigt sich als der immanente Sinn der herrschenden Lehre selbst die 
Identität von Staat und Recht unter dem Gesichtspunkt der Ordnung. 

Indem man den Staat als Macht von dem Recht als Norm trennt 
und beide auf ein und derselben Erkenntnisebene einander gegen- 
überstellt, ergibt sich jene Lösung des Problems eines Verhältnisses 
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zwischen Staat und Recht, wonach der Staat die Voraussetzung des 
Rechtes ist. Nach dieser der heutigen wissenschaftlichen Durch- 
schnittsmeinung entsprechenden Vorstellung ist es der Staat, der 
die Rechtsordnung aufstellt, ist es dem Staate wesentlich, eine 
Rechtsordnung aufzustellen, eine Rechtsordnung — als „seine“ 
Rechtsordnung — zu ‚haben‘, das Recht zu setzen. Der logische 
Zirkel, der darin liegt, ist offenbaı. Wenn der Akt der Rechts 
setzung als Staatsakt gelten soll, so ist dies nur unter der 
Voraussetzung einer Regel möglich, nach der die Rechtssatzungs- 
handlung, die man als Staatsakt deuten will, wie jede menschliche 
Handlung, die als Akt des Staates gelten, auf die Einheit des Staates 
bezogen werden soll, nicht dem — für eine auf die Naturrealität 
gerichtete psychologisch - soziologische Betrachtung allein ge 
gebenen — physisch Handelnden selbst, sondern einem „hinter“ 
ihm gedachten Subjekte, dem Staate zugerechnet wird. Diese 
Zurechnungsregel kann aber nur die Rechtsnorm, diese Ordnung, 
in der die fragliche Handlung stehen muß, um auf jene spezifische 
Einheit bezogen zu werden, kann nur die Rechtsordnung sein. Die 
Handlung muß als Inhalt eines Rechtssatzes, d. h. als Rechtsakt 
gedacht, auf die Einheit des Rechtssystems bezogen werden können, 
was in einer diese Einheit personifizierenden Sprache dahin aus- 
gedrückt wird, daß sie ein Akt des Staates, ein Staatsakt sei. 
Muß aber die Rechtsordnung schon vorausgesetzt werden, damit ein 
Rechtserzeugungsakt als Staatsakt gelte — es kann sich somit nur 
um Fortbildung der Rechtsordnung nach deren eigenem Gesetz 
handeln — dann ist es unmöglich, den Staat für eine Voraussetzung 
des Rechtes auszugeben. (Die Frage, wer stellt die Rechtsordnung 
erstmalig auf im Sinne einer Frage nach der Urzeugung des Rechtes, 
ist als das Scheinproblem der generatio aequivoca überhaupt sinnlos.) 

Diese Unmöglichkeit zeigt sich am deutlichsten darin, daß die 
Theorie vom Staat als Voraussetzung des — von ihm erst zu er- 
zeugenden — Rechtes sich in ihrem weiteren Fortgang notwendig 
selbst aufheben muß. Die Annahme eines vom Recht verschiedenen 
Staates, den Dualismus eines Rechtswesens und eines metarechtlichen 
Staatswesens, kann die Staatslehre darum nicht bestehen lassen, 
weil sie den Staat, der sich ihr als Einheit von als Staatsakten quali- 
fizierten menschlichen Handlungen darstellt, schließlich doch irgend- 
wie als Rechtswesen begreifen muß: denn diese Staatsakte kasın 
sie — wie immer sie sich auch drehen und wenden mag — doch nur: 


als Rechtsakte begreifen. Das drückt sich in der Tatsache aus, N | 


daß die Staatslehre niemals hat darauf verzichten können, zumindest 
auch eine Staatsrechtslehre zu sein, d. h. den Staat als Gegen- 
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stand der Rechtserkenntnis zu konstituieren. Wenn die herrschende 
Lehre vom Staat als von einem Subjekt von Handlungen spricht, 
(und das ist immer der Fall, außer wenn sie den Staat geradezu als 
verpflichtende, die Menschen als seine „Untertanen‘ autoritär 
verbindende Ordnung, d. h. aber als positive Rechtsordnung be- 
handelt), d.h. aber den Staat als Person darstellt, so zögert sie keinen 
Augenblick, diese Person des Staates als Rechtsperson gelten zu 
lassen. Es ıst die berüchtigte Lehre von der sogenannten Selbst- 
verpflichtung des Staates, zu der der Dualismus von Recht und 
metarechtlichem Staat — sich selbst negierend — gedrängt wird. 
Der Staat — so lehrt man — stellt nicht nur eine Rechtsordnung auf, 
sondern er unterwirft sich auch selbst dieser ‚seiner‘‘ Rechtsordnung 
und wird dadurch Rechtsperson, Subjekt von Rechtspflichten und 
Berechtigungen! Was immer gegen den handgreiflichen Widersinn 
dieser den Grund- und Eckstein der modernen Staats- und Staats- 
rechtslehre bildenden Theorie vorgebracht wurde: vor allem, daß es 
nicht angehe, daB der Staat als metarechtliches Wesen die Voraus- 
setzung des Rechtes und zugleich das Recht als Voraussetzung der 
zur Rechtsperson, also zu einem Rechtswesen verwandelten Staates 
sei, daß der als — notabene ‚höchste‘ — Macht wesentlich un- 
beschränkte und unbeschränkbare Staat nicht zugleich durch das 
noch dazu von ihm selbst erzeugte Recht gebunden werden könne, 
da er sich doch nach Belieben dieser Bindung entziehen könne, zu- 
mal die fragliche Theorie nicht ermangelt, zu behaupten, es stünde 
im Belieben des Staates, ob er sich überhaupt ‚seinem‘' Recht unter- 
werfe, und es gäbe Staaten, die sich ihrem Rechte nicht unterworfen 
hätten! — Was immer man, wie gesagt, gegen diese Selbst- 
verpflichtungslehre vorgebracht hat, — und kritische Zweifel an 
diesem Teile des herrschenden Lehrgebäudes haben nie ganz ge- 
schwiegen — die Wurzel des Irrtums wurde damit noch nicht auf- 
gedeckt. Wenn der Staat überhaupt, und sei es auch sich selbst, recht- 
lich verpflichten, wenn vom Staate rechtliche Bindung ausgehen 
kann — und das ist die Grundvoraussetzung, auf der die ganze 
Theorie steht — dann kann der Staat keine rechtsfremde Macht, 
dann muß er Recht sein, denn Recht kann nie aus Macht, kann nur 
aus Recht werden. Das ist durchaus nicht in irgendeinem ethisch- 
naturrechtlichen Sinne, sondern durchaus positivrechtlich gemeint. 
Der methodische Fehler der herrschenden Lehre vom Staat, der die 
Rechtsordnung aufstellt und so zunächst nur die anderen — Men- 
schen ? — verpflichtet, um sich dann auch selbst dieser seiner Rechts- 
ordnung zu unterwerfen, d. h. sich selbst zu verpflichten, besteht 
darin, daß der physisch-psychische Akt der Erzeugung von Rechts- 
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normvorstellungen und deren motivierende Wirksamkeit mit der 
Geltung von Normen, der Voraussetzung einer Grundnorm und 
der rechtslogischen Erzeugung weiter Normen, der ‚Ableitung‘ 
weiterer Rechtsnormen, bzw. Rechtspflichten unklar vermengt wird. 
Das erstere fällt überhaupt außerhalb des Bereiches einer auf die 
Einheit des Staates oder Rechtes gerichteten Betrachtung. Die 
Geltung von Rechtsnormen, auf die allein es ankommt, wenn die 
Verpflichtung der Untertanen oder des Staates erfaßt werden soll, 
und die Erzeugung und das Wirksamwerden von Vorstellungs- 
prozessen, die solche Normen zum Inhalt haben, sind methodisch 
grundsätzlich zu scheiden. Die Antinomie von Recht und Staat, 
in die die Selbstverpflichtungstheorie gerät, beruht zunächst auf 
dem Synkretismus einer psychologisch-soziologischen und einer juristi- 
schen Betrachtung, wobei mit Nachdruck betont werden muß, daß 
der Gegenstand ‚Staat‘‘ jene spezifische Einheit nur in der Rich- 
tung der letzteren Betrachtung anzutreffen ist. Dann aber begeht 
die Selbstverpflichtungslehre den — für die ganze Rechtstheorie 
charakteristischen — Fehler, daß sie die Person des Staates als 
Subjekt von Pflichten und Rechten — wie es die Jurisprudenz mit 
der Rechtsperson überhaupt macht — für ein zwar von der Rechts- 
ordnung irgendwie erzeugtes, durch die Rechtsordnung konstituiertes 
oder zumindest doch mitkonstituiertes Ding vorstellt, das sich aber 
doch wieder irgendwie von der Rechtsordnung loslöst und ihr gegen- 
übertritt. Die Person wird zwar einerseits als etwas Rechtliches, 
als ein Rechtswesen, andererseits aber doch wieder als ein von der 
Rechtsordnung verschiedenes, ihr gegenüber irgendwie selbständiges, 
natürliches Wesen angenommen. Man identifiziert unversehens ‚‚Per- 
son‘ mit „Mensch‘‘ und stellt die Person des Staates als eine Art 
Übermensch vor. Hat jnan in der Selbstverpflichtungstheorie mit 
Mühe und Not und um den Preis eines Selbstwiderspruchs den Weg 
aus dem Bereich natürlichen Seins in jenen rechtlichen Sollens ge- 
funden, gleitet man — auf die Staatsperson die synkretistische, die 
Grenze zwischen Person und Mensch, Rechtslehre und Psychologie 
verwischende Personenlehre anwendend — wieder in die natür- 
liche Seinssphäre aus. Allein ‚Person‘ — sei es nun physische oder 
juristische Person — ist nur Personifikation des ausschließlich und 
alleın den Gegenstand der Rechtswissenschaft bildenden Rechtes, 
d. h. dıe Personifikation von Kechtsnormen: Als Person kann der 
Staat nur die Personifikation der Rechtsordnung sein. Daß er als 
solche Pflichten und Rechte ‚hat‘, d. h., daß Pflichten und Rechte, 
die in der Rechtsordnung statuiert sind, auf deren Einheit bezogen 
werden können, daß er somit ebenso Pflichten und Rechte hat wie 
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eine „physische‘‘ Person, die auch nur die Personifikation eines 
Normenkomplexes, nämlich aller das Verhalten eines Menschen 
regelnder Normen ist, das ist nur dann Problem — ein Schein- 
problem — wenn man den Staat für einen Menschen hält, und der- 
selbe Fehler, wie wenn man die physische Person mit dem Menschen 
identifiziert: Denn Pflichten ‚„haben‘‘ in dem Sinne, daß ein Ver- 
halten Inhalt einer verpflichtenden Norm ist, kann nur der Mensch; 
und in diesem Sinne kann tatsächlich nur ein Mensch, nicht aber die 
juristische Person des Staates, ja überhaupt keine juristische oder 
physische Person verpflichtet werden. Den Staat — oder überhaupt 
eine juristische oder physische ‚Person — in diesem, d.h. in dem- 
selben Sinne wie einen ‚Menschen‘ verpflichten, hieße: die Pflicht 
verpflichten, die Ordnung ordnen, die Norm normieren. Es ist das 
vergebliche Mühen, die Form zugleich als Inhalt zu setzen. 

Der Dualismus von Staat und Recht ist das Ergebnis eines in 
der Geistesgeschichte typischen und auf allen Gebieten der Er- 
kenntnis häufigen Denkfehlers. Die Einheit eines Systems wird der 
Veranschaulichung wegen personifiziert und die Personifikation 
hypostasiert, so daß was ursprünglich nur ein Denknotbehelf, nur 
der Ausdruck für die Einheit eines Systems oder Gegenstandes zu 
einem selbständigen System oder Gegenstand fingiert wird; woraus 
das Scheinproblem einer Beziehung zwischen den beiden Gegenständen 
entsteht; worin sich aber nur die Tendenz geltend macht, die künst- 
lich geschaffene Zweiheit wieder auf eine Einheit zu reduzieren. Ge- 
rade in dieser Tendenz zur Einheit bewährt sich alle echte Erkenntnis. 
Das Problem des Verhältnisses zwischen Staat und Recht wird aber 
dadurch noch besonders kompliziert und erhält gerade dadurch sein 
spezifisches Gepräge, daß zu der verdoppelnden Hypostasierung noch 
ein Synkretismus hinzutritt, in dem sowohl die Rechtsordnung als 
System gültiger Normen personifikativ verdoppelt und zu einer vom 
Recht verschiedenen Staatsperson verdichtet, als auch die Wirk- 
samkeit der Rechtsnormvorstellungen zu einer ‚Kraft‘‘, dem Staat 
als ‚Macht‘, hypostasiert wird, und beide Verdoppelungen durch- 
einandergemengt werden. 

Vielleicht wäre der von der herrschenden Lehre angenommene 
Dualismus von Staat und Recht wegen der mit ihm verbundenen 
schweren Widersprüche schon längst überwunden worden, wenn nicht 
gewichtige Hemmungen dieser Einsicht im Wege stünden. Der meta- 
rechtliche Staatsbegriff bietet nämlich die Möglichkeit, in oder unter 
seinem Namen dem positiven Recht ein System widersprechender 
ethisch-politischer Postulate entgegenzustellen. Die Dogmengeschichte 
der Staatsrechtswissenschaft ist voll von den sehr erfolgreichen 
Kölner Vierteljahrshefte II. Heft 4. 3 
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Versuchen, positiv-rechtlich nicht begründbare Ansprüche speziell 
der im Besitz der Herrschaft befindlichen Faktoren aus dem Titel 
der als „Staat“, als Staatsräson, als ‚„öffentliches‘“ Interesse u. dgl. 
bezeichneten, in Wahrheit rein naturrechtlichen Ordnung gegen das 
positive Recht Geltung zu verschaffen. In dieser, gegen die prinzi- 
piell durch Gewohnheit, also volkstümliche und demokratische 
positive Rechtsordnung gerichteten Bedeutung einer auf die Inter- 
essen des Fürsten und seines Anhangs abgestellten autokratischen 
Ordnung ist das Wort und der Begriff eines vom Recht verschiedenen 
Staates ursprünglich in die deutsche Rechtswissenschaft einge- 
drungen. Hier liegt vermutlich der historische Ausgangspunkt des 
später so mannigfache Bedeutungen annehmenden Dualismus. 

Es bedeutet schon den Beginn einer Überwindung desselben und 
die allmähliche Annäherung an den hier vertretenen Standpunkt, wenn 
neuestens von manchen Autoren die Anschauung vertreten wird, der 
Staat sei nicht die Voraussetzung des Rechtes, sondern umgekehrt : das 
Recht die Voraussetzung des Staates, der Staat sei nur eine Rechts- 
institution, nur ein Rechtsbegriff. Konsequent durchgedacht könnte 
diese Anschauung zunächst nur bedeuten, daß der Staat eine —rechts- 
inhaltlich irgendwie abgegrenzte — Teilrechtsordnung sei. Daß unter 
den verschiedenen Bedeutungen, die der Staatsbegriff annimmt, auch 
eine solche mehr oder weniger scharf bestimmbare möglich und zu- 
lässig ist, soll nicht bestritten werden. Doch kann ein solcher Begriff 
des Staates im engeren Sinne jenen Begriff des Staates im eigentlichen 
Sinne nicht überflüssig machen, der mit Totalrechtsordnung bzw. 
deren Einheit zusammenfällt. Es kann nur ein vorläufiger, ein 
spezieller Begriff des Staates sein, von dem zugegeben werden müßte, 
daß ein Teil des Rechtes außerhalb seines Bereiches fällt. Da jeder 
Rechtsakt schließlich doch in einem Einheitsbezug zu dem — aller- 
seits als Staatsakt anerkannten — Zwangsakt steht, muß der Kreis 
der Staatsordnung sich mit jenem der Rechtsordnung decken. Wie 
immer sich die herrschende Lehre das Verhältnis zwischen Recht 
und Staat denken mag, die durchgängige Bezogenheit des Staates 
auf das Recht sowie des Rechtes auf den Staat dürfte kaum ernst- 
lich bezweifelt werden. Ist man dann aber geneigt, den Staat über- 
haupt als Rechtsordnung gelten zu lassen, dann kann er nur die 
Totalrechtsordnung sein. Das zumindest ist der Staatsbegriff der 
allgemeinen Staatslehre.. Ob man eine Rechtsordnung erst auf einer 
ganz bestimmten Stufe technischer Entwicklung, etwa erst, wenn 
der von den Rechtsnormen beinhaltete Zwang von arbeitsteilig 
funktionierenden Organen gesetzt werden soll, „Staat nennen will, 
das ist eine terminologische Frage untergeordneter Bedeutung. 
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Eine solche Rechtsordnung auf technisch niederer Stufe ist das 
Völkerrecht. Sein Verhältnis zum Staat, d. h. zu den einzelstaat- 
lichen Rechtsordnungen zu bestimmen, ist das Problem, die ver- 
schiedenen, als Recht bzw. Rechtsordnungen bezeichneten, als Recht 
zu begreifenden Norm-Massen unter einem einheitlichen Gesichts- 
punkt in ein einheitliches System zusammenzufassen. Erst wenn 
dies gelungen, darf man die verschiedenen nationalen Normsysteme 
und die sogenannte Völkerrechtsordnung füglich ‚Recht‘ nennen. 
Im Verhältnis der einzelstaatlichen Rechtsordnung zum Völker- 
recht liegt auch das Verhältnis der einzelstaatlichen Rechtsordnungen 
zueinander beschlossen. Eine doppelte Möglichkeit ist gegeben. Ent- 
weder man geht vom Primat einer einzelstaatlichen, d. h. der eigen- 
staatlichen Rechtsordnung aus, läßt das Völkerrecht nur als Bestand- 
teil dieser eigenstaatlichen Rechtsordnung kraft Anerkennung durch 
ein eigenstaatliches Organ und ebenso auch die anderen einzelstaat- 
lichen Rechtsordnungen als delegierte, von der eigenen Ordnung an- 
erkannte und nur darum und nur insoweit als Ordnungen gelten. 
Das ist der Standpunkt der Souveränität des Einzel- bzw. Eigen- 
staates. In demselben Maße, als von dieser juristischen Hypothese 
aus der Einzel- bzw. Eigenstaat als absolutum gesetzt wird, ermög- 
licht sich eine prinzipielle Differenzierung des Staates gegenüber 
anderen, ihm untergeordneten, eingegliederten Gemeinschaften, 
die sohin nur als Teilordnungen der universalen Staatsordnung er- 
scheinen. Der Staat erscheint dadurch charakterisiert, daß er als 
die höchste, d.h. souveräne, umfassendste Ordnung auftritt. Diese 
Konstruktion ist aber unvereinbar mit der Vorstellung einer Vielheit 
koordinierter Staaten bzw. einzelstaatlicher Ordnungen. Die An- 
nahme der Souveränität der eigenstaatlichen Rechtsordnung, der 
gegenüber die anderen Staatsordnungen nur als delegierte, nur als 
von der eigenstaatlichen anerkannte Ordnungen Geltung haben, zer- 
stört die Möglichkeit der Annahme gleichzeitiger Souveränität dieser 
anderen Staaten. Die Souveränität des einen Staates ist unvereinbar 
mit jener eines anderen, und sohin unvereinbar mit der Annahme 
einer Gleichordnung aller Einzelstaaten. Diese ist nur möglich unter 
der Voraussetzung eines Primates der Völkerrechtsordnung, 
die die einzelstaatlichen Rechtsordnungen delegiert, ihren Geltungs- 
bereich gegeneinander abgrenzt und in dieser Unterwerfung unter 
die gemeinsame Völkerrechtsordnung koordiniert. Diese juristische 
Hypothese aber, derzufolge die Völkerrechtsordnung sich gleicher- 
maßen über allen einzelstaatlichen Rechtsordnungen erhebt, zerstört 
wieder die Vorstellung einer Souveränität, d. h. eines Zuhöchstseins 
der einzelstaatlichen Rechtsordnung. Souveränität gebührt hier 
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allein der universalen Völkerrechtsordnung, die man — ohne dabei 
auch nur die geringste Digression ins Ethisch-Politische zu begehen — 
als die civitas maxima des ‚Weltstaates‘‘ bezeichnen kann. Das 
herkömmlich als Staat bezeichnete Gemeinwesen, das sich durch seine 
relativ unmittelbare Unterordnung unter die Völkerrechtsordnung 
kennzeichnet, verliert damit seinen absoluten Charakter und damit die 
Möglichkeit absoluter Differenzierung gegenüber niederen Verbänden 
wie autonomen Provinzen, Gemeinden usw. Der Staat wird ein 
Glied in einer kontinuierlichen Reihe, die vom obersten Grundsatz 
des Völkerrechtes über die einzelstaatlichen Verfassungen, Provinzial- 
und Gemeindeordnungen, bis zu den konkreten Gemeinschäften der 
einzelnen Rechtsgeschäfte führt. Läßt man die Annahme eine 
Primates der einzelstaatlichen Rechtsordnung und jene des Primate 
der Völkerrechtsordnung als juristisch gleichwertig gelten, dann 
muß man sich: auf die Forderung beschränken, die eine oder die 
andere konsequent-durchzuführen und muß gegen die herrschende 
Lehre den Vorwurf erheben, daß sie widerspruchsvoll Elemente 
beider Konstruktionen m\kei 
Erkennt man den Staat As Rechtsordnung oder deren Einheits- 
ausdruck, dann ist Staatslehre\nur als Rechtslehre. d. h. als Rechts- 
normenlehre, und’ in diesem Sımae als normative Disziplin möglich. 
Diese Rechtslehre wird entweder Richtswesenslehre, Rechtsformen- 
lehre sein, d. h. sich auf die Nornfen und ihre Beziehungen, ohne 
Rücksicht auf ihren besonderen Inhatt: richten. Oder sie wird eine 
Rechtsinhaltslehre sein, d. h. die typischen Inhalte der Rechts. 
normen feststellen. Eine auf den Inhitt gerichtete Betrachtung 
muß auch auf das Problem stoßen, ob -und welche Beziehungen 
zwischen dem Inhalt des Systems Recht Ws eines Systems gültiger 
Normen, und dem Inhalt des zum S ten der Natur gehörigen, 
kausal determinierten tatsächlichen Geschehg Speziell dem Inhalt 
des von normbeinhaltenden Nfttivierten Verhaltens 
der Menschen bestehen. Unb ‘sätzlichen und un- 
eingeschränkten Disparität Lu wird man ohne 
weiteres die Tatsache zugest !alt der Normen, 
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gelten könne, was tatsächlich geschieht. Denn diese Annahme be- 
deutete die Negation alles Rechtes. Die auf die Beziehung zwischen 
den Inhalten der beiden heterogenen Systeme gerichtete Unter- 
suchung kann nur eine obere und eine untere Grenze angeben: 
Weder fallen die Inhalte beider Systeme ganz zusammen, noch fallen 
sie ganz auseinander. Die Spannung darf ein Maximum nicht über- 
schreiten — denn dann verlöre die Annahme eines eigengesetzlichen 
Systems „Recht‘‘ jeden Sinn — noch auch unter ein Minimum 
sinken — denn dann wäre jede Möglichkeit genommen, sich des 
Systems Recht als eines brauchbaren Deutungs- oder Bewertungs- 
schemas für das tatsächliche Verhalten der Menschen, die Inhalte 
des Systems Natur — zu bedienen. 

Sicherlich wird dann auch die Frage als zulässig anerkannt 
werden müssen, unter welchen natürlichen, ökonomischen und 
sonstigen historischen Bedingungen Normvorstellungen bestimmten 
Inhalts entstehen und wirksam werden. Die außerordentliche Kom- 
pliziertheit der Problemlage, die Schwierigkeiten der Problemlösung 
und der überaus geringe Ertrag der bisher in dieser Richtung erzielt 
wurde, könnte gewiß nicht gegen die Berechtigung der Problem- 
stellung eingewendet werden. Es ist eine durchaus kausalwissen- 
schaftliche und, wenn man sie so nennen will, „soziologische‘ 
Problemstellung. Obgleich auch die auf die Eigengesetzlichkeit des 
Normsystems gerichtete Betrachtung eine soziologische genannt, ja 
vielleicht sogar mit mehr Recht so genannt werden könnte, weil die 
spezifischen Einheiten, als welche uns die sozialen Gebilde, ins- 
besondere aber der Staat, entgegentreten, gerade nur ın dieser 
letzteren Betrachtung konstituiert werden. Und wenn man auch 
ohne weiteres die Richtigkeit des immer wieder behaupteten — im 
Grunde nur das Problem aufwerfenden, keineswegs aber lösenden — 
Gemeinplatzes zugeben mag: daß es die natürlichen, ökonomischen, 
kurz die Tatsachen der kausal bestimmten historischen Entwicklung 
sind, die den Inhalt der Rechtsordnung bestimmen (vorausgesetzt, 
daß man dabei den Unterschied zwischen gültiger Norm und wirk- 
samer Normvorstellung beachtet, und den Satz im Sinne des oben 
charakterisierten Grenzgesetzes einschränkt), so ist doch gewiß, daß 
die Selbständigkeit und Eigengesetzlichkeit des Normensystems als 
solchen durch die behauptete Beziehung seines Inhaltes zum Inhalt 
der kausal bestimmten Entwicklung tatsächlichen Geschehens nicht 
berührt wird, und daß man sich des Wesens von Staat und Recht 
nur in der Eigengesetzlichkeit dieses normativen Systems, nicht aber 
in der Kausalgesetzlichkeit historischer Entwicklung bemächtigen 
kann. 


